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mittelbaren und standortbedingten' mittelbaren 
Folgeinvestitionen, die an einem Standort zusam­
mengefaßt werden. In diesem Fall tragen die 
Fachplanträger jedoch weiterhin die Verantwor­
tung für Fragen ihres Fachbereiches. Dazu gehört 
insbesondere die Ausarbeitung des ihrem Fach­
bereich entsprechenden Teiles der Technisch-öko­
nomischen Zielstellung für den gesamten Investi­
tionskomplex bzw. die Mitarbeit bei der Ausar­
beitung der Technisch-ökonomischen Zielstellung;

2. die Verantwortung für die Vorbereitung und 
Durchführung insbesondere der Maßnahmen der 
komplexen Erschließung und der gemeinsam zu 
nutzenden Anlagen und Einrichtungen. In diesem 
Fall sind die Fach Planträger für die Vorbereitung 
und Durchführung ihrer Investitionen verantwort­
lich, soweit sie nicht im Verantwortungsbereich 
des Hauptplanträgers liegen.

(3) Die Technisch-ökonomische Zielstellung kann für 
den gesamten Investitionskomplex oder für einzelne 
Ausbaustufen bzw. Vorhaben ausgearbeitet werden.

1. In den Fällen des Abs. 2 Ziff. 1 ist vom Haupt­
planträger grundsätzlich eine Technisch-ökonomi­
sche Zielstellung für den gesamten Investitions­
komplex auszuarbeiten. Die Grundkonzeption 
wird dabei Bestandteil der Technisch-ökonomi­
schen Zielstellung.

2. In den Fällen des Abs. 2 Ziff. 2 werden in der Re­
gel Technisch-ökonomische Zielstellungen für ein­
zelne Ausbaustufen bzw. für die einzelnen Vor­
haben ausgearbeitet. Der Hauptplanträger ist da­
bei verantwortlich für die Ausarbeitung der Tech­
nisch-ökonomischen Zielstellung für die Maßnah­
men der komplexen Erschließung und die gemein­
sam zu nutzenden Anlagen und Einrichtungen. 
Die Fachplanträger erarbeiten die Technisch-öko­
nomische Zielstellung jeweils für die Investitio­
nen, für deren Vorbereitung und Durchführung 
sie verantwortlich sind. Die Technisch-ökonomi­
sche Zielstellung für die erste Ausbaustufe bzw. 
das erste Einzelvorhaben muß die Grundkonzep­
tion für den gesamten Investitionskomplex ent­
halten. Die von den Fachplanträgern auszuarbei­
tenden Technisch-ökonomischen Zielstellungen 
sind vor ihrer Bestätigung mit dem Hauptplanträ­
ger abzustimmen. Der Hauptplanträger trägt die 
Verantwortung für die Übereinstimmung dieser 
Technisch-ökonomischen Zielstellungen mit der 
Grundkonzeption.

(4) Soweit der Hauptplanträger für die Bestätigung 
von Unterlagen der Investitionsvorbereitung verant­
wortlich ist bzw. ihm diese Aufgabe übertragen wurde, 
hat der Hauptplanträger die Bestätigung erst nach Ab­
stimmung mit den beteiligten Fachplanträgern vorzu­
nehmen. In allen anderen wichtigen Entscheidungsfra­
gen hat er die Fachplanträger zu konsultieren.

(5) Die Planung der Investitionskomplexe bzw. ihrer 
einzelnen Investitionsvorhaben erfolgt entsprechend 
den planmethodischen Bestimmungen.

(6) Für die Anleitung und Kontrolle des Hauptplan­
trägers ist das dem Hauptplanträger übergeordnete 
Staats- bzw. Wirtschaftsorgan verantwortlich.

§ 6

Für Kombinationen von Investitionsvorhaben werden 
keine Hauptplanträger eingesetzt. Die Bezirksplankom­
mission oder Kreisplankommission schlägt in der Re­
gel den zuständigen Planträgern bzw. den übergeord­
neten Organen der Bedarfsträger vor, daß einer der 
Beiteiligten die Planträgerschaft für die Vorbereitung 
und Durchführung der Kombination von Investitionen 
übernimmt. Kommt keine Übereinstimmung zustande, 
setzt das übergeordnete Organ des vorgesehenen Plan­
trägers diesen auf Vorschlag der Bezirksplankommis- 
sion als Planträger ein.

§7
Die Bezirksplankommissionen und die Kreisplankom­

missionen sind verpflichtet, bei der Durchführung des 
Standortgenehmigungsverfahrens alle Möglichkeiten zu 
nutzen, durch Bildung von Investitionskomplexen den 
volkswirtschaftlichen Nutzen der Investitionen zu erhö­
hen. Sie können die Standortgenehmigung versagen, 
wenn Planträger die Prinzipien dieser Durchführungs­
bestimmung bei der Vorbereitung und Durchführung 
ihrer Investitionen verletzen. Im übrigen gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen über die Durchführung des 
Standortgenehmigungsverfahrens.

III.
Durchführung von Investitionskomplexen

§8

(1) Für die Durchführung der Investitionen im Rah­
men von Investitionskomplexen sind die einzelnen In­
vestitionsträger entsprechend §19 Abs. 1 der Investi­
tionsverordnung verantwortlich, soweit nicht nach 
Abs. 2 ein Hauptinvestitionsträger eingesetzt wird. Für 
die Durchführung von Kombinationen von Investitio­
nen wird nur ein Investitionsträger eingesetzt.

(2) Für die Durchführung der Investitionen in einem 
Investitionskomplex kann durch den Hauptplanträger 
entsprechend § 19 Abs. 2 der Investitionsverordnung 
ein Hauptinvestitionsträger eingesetzt werden. Der Ein­
satz von Hautpinvestitionsträgern erfolgt entsprechend 
Anlage 1 Ziff. 6 der Investitionsverordnung nach den 
gleichen Prinzipien wie für Hauptplanträger.

§9
Die Durchführung der Investitionen in einem Inve­

stitionskomplex kann unter Leitung eines, gegebenen­
falls auch mehrerer Generalauftragnehmer erfolgen.

I V .
Schlußbestimmungen

§10
In der Rechnungsführung und der Statistik der In­

vestitionen entsprechend § 34 der In vest itions Verord­
nung sind die Investitionskomplexe gesondert zu er­
fassen.

§11
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Ver­

kündung in Kraft.
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